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DIE EMPFEHLUNGEN 6 BIS 10 DES NATIONALEN 
AKTIONSPLANS 
 
In den heutigen Informations- und Wissensgesell-
schaften steht eine große, schier unüberschaubare 
Menge an Fakten und Wissen – auch an Gesund-
heitsinformation – zur Verfügung. Gesundheits-
kompetenz, verstanden als Fähigkeit, gesundheitsre-
levante Information finden, verstehen, bewerten 
und nutzen zu können, gewinnt daher immer weiter 
an Bedeutung. Doch gleichzeitig sind die Menschen 
für diese Aufgabe nicht ausreichend gerüstet: Rund 
54 Prozent, also mehr als die Hälfte der Bevölke-
rung sieht sich im Umgang mit Gesundheitsinfor-
mationen vor Schwierigkeiten gestellt.1 
 
Geringe Gesundheitskompetenz bringt für die Ge-
sellschaft Herausforderungen mit sich, denn sie 
schränkt die Möglichkeiten der Teilhabe ein. Auch 
die Gesundheitssysteme stellt sie vor Probleme, 
denn niedrige Gesundheitskompetenz ist mit risiko-
reicherem Gesundheitsverhalten und schlechterem 
gesundheitlichen Selbstmanagement verbunden. 
Zugleich geht sie mit einer intensiveren Nutzung 
des Gesundheitssystems einher: Menschen mit ein-
geschränkter Gesundheitskompetenz haben mehr 
stationäre Aufenthalte und Wiedereinweisungen, 
eine höhere Zahl an Arztkonsultationen und nutzen 
die Notfallambulanzen häufiger.2 
 
Allein deshalb ist es wichtig, bei der Stärkung der 
Gesundheitskompetenz auch das Gesundheitssys-
tem zu beachten und es so zu gestalten, dass es den 
Umgang mit gesundheitsrelevanter Information för-
dert und damit ermöglicht, dass sich Patienten3 und 
Nutzer aktiv an der Erhaltung und Wiedererlan-
gung von Gesundheit oder Behandlungs- und Ver-
sorgungsentscheidungen beteiligen können. 
 
 
 
 
 
 

                                                
 
1 Schaeffer D, Vogt D, Berens EM, Hurrelmann K: Gesund-
heitskompetenz der Bevölkerung in Deutschland – Ergebnisbe-
richt. Bielefeld: Universität Bielefeld 2016. 
 
2 Kickbusch I, Pelikan JM, Haslbeck J, Apfel F, Tsouros A 
(Hrsg.) Gesundheitskompetenz. Die Fakten 2016. Genf: Weltge-
sundheitsorganisation 2016. 

Die damit verbundenen Herausforderungen waren 
Gegenstand eines Expertenworkshops, in denen die 
Empfehlungen des Nationalen Aktionsplans4 zum 
Gesundheitssystem mit dem Ziel diskutiert wurden, 
sie in konkrete Handlungsschritte zu übersetzen. Sie 
lauten: 
 
„Das Gesundheitssystem nutzerfreundlich 
und gesundheitskompetent gestalten“ 
 
Was ist zu tun? 
 

 

• Empfehlung 6: Gesundheitskompetenz als     
Standard auf allen Ebenen im                        
Gesundheitssystem verankern 

• Empfehlung 7: Die Navigation im Gesundheits-
system erleichtern, Transparenz erhöhen und 
administrative Hürden abbauen 

• Empfehlung 8: Die Kommunikation zwischen 
den Gesundheitsprofessionen und Nutzern    
verständlich und wirksam gestalten 

• Empfehlung 9: Gesundheitsinformationen       
nutzerfreundlich gestalten 

• Empfehlung 10: Die Partizipation von Patienten 
erleichtern und stärken 

 
  

3 Wenn im Folgenden der einfachen Lesbarkeit halber nur die 
männliche Bezeichnung verwendet wird, steht diese stets stellver-
tretend für Personen beider Geschlechter. 
 
4 Schaeffer D, Hurrelmann K, Bauer U, Kolpatzik K (Hrsg.): 
Nationaler Aktionsplan Gesundheitskompetenz. Die Gesund-
heitskompetenz in Deutschland stärken. Berlin: KomPart 2018. 
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Für die Umsetzung dieser Empfehlungen    
wurden die folgenden fünf strategischen     
Vorschläge diskutiert: 
 
1. Offensive für ein gesundheitskompetentes 
und nutzerfreundliches Gesundheitssystem 
starten 
 
Eine geringe Gesundheitskompetenz ist keineswegs 
nur auf fehlendes Wissen oder unzureichende per-
sönliche Fähigkeiten und Fertigkeiten zurückzufüh-
ren, sondern wird entscheidend durch die situativen 
Bedingungen und Anforderungen der Systeme und 
Umweltbedingungen geprägt, unter denen die In-
formationsverarbeitung erfolgt. Sind diese Anforde-
rungen zu hoch, erschwert dies den Umgang mit 
gesundheitsrelevanter Information, aber auch die 
kompetente Nutzung der gesundheitlichen Versor-
gung. Dem gilt es, auf allen Ebenen mit einer syste-
matischen Offensive für mehr Verständlichkeit und 
Nutzerfreundlichkeit im Gesundheitssystem zu be-
gegnen. 
 
Die an die Nutzer gestellten Anforderungen haben 
zentralen Einfluss auf die Gesundheitskompetenz 
und liefern einen Indikator für die Nutzerfreund-
lichkeit des Gesundheitssystems. Mit anderen Wor-
ten: Patienten und Nutzer werden kompetenter, 
wenn das Gesundheitssystem den Weg dazu ebnet 
und einfacher, verständlicher, informativer und 
nutzerfreundlicher wird.  
 
Eine Offensive für mehr Verständlichkeit und Nut-
zerfreundlichkeit sollte auf der Systemebene, in den 
Organisationen des Gesundheitswesens wie auch 
auf der individuellen Interaktions- bzw. Kommuni-
kationsebene ansetzen. Der Transfer zu einem der-
art nutzerfreundlichen Gesundheitssystem erfordert 
zudem ein konzertiertes und systematisches Han-
deln aller an der Versorgung beteiligten Stakehol-
der und Akteure. Deren Aktivitäten können sich je-
doch nur dann wirkungsvoll entfalten, wenn auf der 
Systemebene neue Spielräume für Veränderungen 
geschaffen werden. 
 

                                                
 
5 SVR Gesundheit - Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
Entwicklung im Gesundheitswesen: Bedarfsgerechte Steuerung 
der Gesundheitsversorgung - Gutachten 2018. Online verfügbar: 
https://www.svr-gesundheit.de/fileadmin/user_upload/Gut-
achten/2018/SVR-Gutachten_2018_WEBSEITE.pdf [19-04-
05]. 

Ein nutzerfreundliches und gesundheitskompetentes 
System bedeutet 
 
• Gesundheitskompetenz als wichtige Größe für 

Patientensicherheit, Behandlungs- und Versor-
gungsqualität anzuerkennen, deren Förderung 
in die gesundheitspolitischen Zielsetzungen auf-
zunehmen, klare Zuständigkeiten in den Sozi-
algesetzbüchern zu verankern und administra-
tive Hürden abzubauen; 

• über Vergütungsmodelle und gesetzliche Rah-
menbedingungen Anreize zur Förderung der 
Gesundheitskompetenz zu setzen, etwa für an-
gemessene zeitliche Rahmenbedingungen oder 
zur methodengestützten Kommunikation; 

• die sektorenunabhängige Vernetzung zu för-
dern und die interprofessionelle Kooperation 
und Koordination zu erleichtern; 

• dauerhaft und nachhaltig für einen hohen Be-
kanntheitsgrad von Patientenrechten in der Be-
völkerung zu sorgen und Patienten und Versi-
cherte proaktiv bei der Wahrnehmung und 
Durchsetzung dieser Rechte zu unterstützen; 

• Zielkonflikten und der Überlagerung des Pati-
entenwohls durch Partikularinteressen entge-
genzuwirken; 

• Komplexität zu reduzieren und lebensweltnahe 
Versorgungsmodelle anzubieten, die eine um-
fassende Versorgung von Patienten und Nut-
zern auch bei komplexem Bedarf ermöglichen - 
etwa über die Schaffung lokaler multiprofessio-
neller Gesundheitszentren5,6;  

• das Gesundheitssystem laufend zu analysieren 
und Wissenschaft und Forschung zur Nutzer-
freundlichkeit und -orientierung des Gesund-
heitssystems sowie zur Information und Kom-
munikation im Gesundheitswesen zu fördern. 

 
Während es auf der Systemebene darum gehen 
muss, die Rahmenbedingungen zur Förderung der 
Gesundheitskompetenz und zur Herstellung einer 
nutzerfreundlichen Gesundheitsversorgung zu ge-

6 SVR Gesundheit - Sachverständigenrat zur Begutachtung der 
Entwicklung im Gesundheitswesen: Bedarfsgerechte Versorgung 
− Perspektiven für ländliche Regionen und ausgewählte Leis-
tungsbereiche – Gutachten 2014. Online verfügbar: 
https://www.svr-gesundheit.de/fileadmin/user_upload/Gut-
achten/2014/SVR-Gutachten_2014_Langfassung.pdf [19-04-
05] 
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stalten, besteht die Herausforderung auf der Orga-
nisationsebene darin, dass Versorgungseinrichtun-
gen, Kostenträger und alle übrigen Akteure all ihre 
Möglichkeiten nutzen, um zur Entwicklung gesund-
heitskompetenter Organisationen zu gelangen: Sie 
erleichtern Patienten und Nutzern den Umgang mit 
gesundheitsrelevanter Information und unterstützen 
sie bei der Verarbeitung und Anwendung von In-
formation zur Wiedererlangung und Erhaltung ih-
rer Gesundheit. Sie stellen hinreichend Raum und 
Zeit für die Information und Kommunikation mit 
Patienten und Nutzern zur Verfügung, um die Be-
handlungsqualität zu verbessern, Behandlungsfehler 
zu vermeiden und gemeinsame Entscheidungsfin-
dung und informierte Einwilligung bei der Behand-
lung und Versorgung zu verwirklichen. 
 
Die Organisationen des Gesundheitswesens wie 
Krankenversicherungen, Krankenhäuser, Rehabili-
tationseinrichtungen, Pflegeeinrichtungen, Arztpra-
xen, Zahnarztpraxen, Apotheken, Heilmittelerbrin-
ger aber auch Patienten- und Selbsthilfeorganisatio-
nen spielen bei der Förderung von Gesundheits-
kompetenz eine entscheidende Rolle. Deshalb ist es 
wichtig, sie durch Organisationsentwicklung und 
entsprechende Qualifikationsangebote oder die Be-
reitstellung von Leitfäden, Methodensammlun-
gen7und Selbst-Assessment-Instrumenten in die 
Lage zu versetzen, die an Patienten und Nutzer ge-
stellten Anforderungen zu verringern. 

 
2. Patienten bei der Navigation im                    
Gesundheitssystem durch ein Leitsystem        
unterstützen 
 
Patienten und Nutzer begegnen in unserem Ge-
sundheitssystem einer Vielzahl von Instanzen und 
Ansprechpartnern, erleben eine hohe Komplexität 
und treffen auf wechselnde Zuständigkeiten unter-
schiedlicher Kostenträger. Sie sind mit zahlreichen 
Schnittstellen konfrontiert, kommen mit verschiede-
nen Institutionen und Professionen in Berührung 
und nehmen dabei unterschiedliche Rollen ein – 
mal sind sie Patienten, mal Versicherte, mal Klien-
ten und mal Kunden. 

                                                
 
7 Schmidt-Kaehler S, Vogt D, Schaeffer D: Gesundheitskompe-
tenz - Verständlich informieren und beraten. Material- und Me-
thodensammlung zur Verbraucher- und Patientenberatung für 
Zielgruppen mit geringer Gesundheitskompetenz - 2017. Online 
verfügbar: http://www.uni-bielefeld.de/gesundhw/ag6/down-
loads/Material-_und_Methodensammlung.pdf [19-04-26]. 

Gleichzeitig dürfen und müssen sie immer mehr 
Entscheidungen treffen und dabei zwischen unter-
schiedlichen Behandlungsoptionen, Anbietern und 
Versicherungsmodellen wählen. Nicht selten mün-
det die Versorgungsnutzung daher in Verunsiche-
rung und ergebnislosen Suchbewegungen im Ge-
sundheitssystem. 
 
Die Schaffung von Transparenz über Einrichtun-
gen, Leistungsangebote und -ansprüche sowie über 
die Regeln der Inanspruchnahme und die Qualität 
der Versorgung gehört daher zu den seit langem er-
hobenen Forderungen, um Patienten eine kompe-
tente und selbstbestimmte Nutzung des Gesund-
heitssystems zu ermöglichen. Ein erster Schritt auf 
dem Weg zu mehr Transparenz besteht in der ge-
setzlichen Verpflichtung aller relevanten Akteure 
zur Schaffung einer validen, öffentlich zugänglichen 
und sektorenunabhängige Datenbasis über die 
Strukturen und die Qualität der gesundheitlichen 
Versorgung.  
 
Auch unter der Voraussetzung, dass valide Daten in 
verständlicher Form vorliegen, dürfte die Vielzahl 
der zu berücksichtigenden Kriterien, Indikatoren 
und Strukturmerkmale jedoch viele Menschen vor 
Probleme stellen. Deshalb kommt der nutzerfreund-
lichen Aufbereitung und Vermittlung dieser Daten 
eine hohe Bedeutung zu. Neben der Bereitstellung 
nutzerfreundlicher Informationsangebote im Inter-
net ist ein flächendeckendes, systematisches Leitsys-
tem aus Clearingstellen, Lotsen-, Monitoring- und 
Beratungsangeboten erforderlich, das Patienten im 
Bedarfsfall Orientierung bietet, die Funktionsweise 
des Gesundheitssystems erklärt und sie bei der Na-
vigation unterstützt. Gleichzeitig gilt es, unter-
schiedliche Versorgungspfade zu etablieren, die 
ohne Umwege zu den für das jeweilige Anliegen 
richtigen Instanzen im Versorgungssystem führen 
und die hochgradige Fragmentierung der Versor-
gung durch Kooperation und Vernetzung auf der 
lokalen Ebene überwinden. 
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3. Neue Impulse für eine nutzerorientierte 
Entwicklung der Informationslandschaft      
setzen 
 
Im Zeitalter der digitalen Wissensgesellschaft erfolgt 
die Verbreitung und Verarbeitung von Information 
unter veränderten Bedingungen: So führt die gren-
zenlose Verfügbarkeit und Fülle gesundheitsrele-
vanter Informationsgebote zu Orientierungsproble-
men auf Seiten der Nutzer. Zugleich sind viele In-
formationen nicht ausreichend verständlich und  
entwickeln in der Folge keine Handlungsrelevanz. 
Für die Gesundheitsprofessionen wird die Kommu-
nikation und Information mit Patienten und Nut-
zern wiederum schwieriger, weil die Informations-
voraussetzungen der unterschiedlichen Patienten-
gruppen immer stärker variieren.  
 
Um den Umgang mit Information zu erleichtern, 
ist zunächst eine Verbesserung der Verständlich-
keit, Vereinfachung und Optimierung von Informa-
tion erforderlich. Qualitätsinitiativen wie etwa die 
„Gute Praxis Gesundheitsinformation“ des Deut-
schen Netzwerks Evidenzbasierte Medizin sollten 
deshalb gefördert und ausgebaut werden. Dabei 
muss künftig die Qualitätssicherung nicht-medizini-
scher Informationen, etwa zu Patientenrechten o-
der zu Fragen der Krankheitsbewältigung und -ver-
sorgung von einschlägigen Initiativen ebenso be-
rücksichtigt werden wie die Qualität medizinischer 
Inhalte. Besondere Aufmerksamkeit verdienen auch 
standardisierte Patienteninformationen wie Pa-
ckungsbeilagen von Arzneimitteln und Medizinpro-
dukten oder Aufklärungsbögen zu operativen Ein-
griffen, in denen der Anspruch an die Verständlich-
keit häufig durch das Interesse von Herstellern und 
Leistungserbringern an einer haftungsrechtlichen 
Absicherung überlagert wird. 
 
Zudem sollten Standards für eine einfache Sprache 
entwickelt und verbindlich etabliert werden. Beson-
dere Aufmerksamkeit bei der Verbesserung der 
Verständlichkeit bedarf zudem die sprachliche und 
kulturelle Diversität der Gesellschaft, denn sie erfor-
dert neue Zugänge und auch multilinguale Infor-
mationsformate: Neben sprachlichen Barrieren 
wird die Kommunikation durch kulturell tradierte 
Normen und Wertvorstellungen, ein unterschiedli-
ches Gesundheits- bzw. Krankheitsverständnis aber 
auch durch die individuelle Systemkenntnis ge-
prägt. Daher sind „Dolmetscherleistungen“ im dop 

pelten Sinne gefragt, um gerade vulnerable Ziel-
gruppen besser erreichen und kulturelle Diversität 
angemessen berücksichtigen zu können. 
 
Hohe Informationsqualität und bessere Verständ-
lichkeit garantieren jedoch noch nicht, dass Infor-
mationen in der sehr unübersichtlichen Informati-
onslandschaft auch tatsächlich gefunden und rezi-
piert werden. Die Algorithmen der Suchmaschinen 
sortieren Treffer nach Relevanz, die nicht mit der 
Vertrauenswürdigkeit oder gar der Qualität der In-
halte zu verwechseln ist. Eine weitere naheliegende 
Strategie besteht daher in der Bündelung valider 
und leicht verständlicher Informationen, um Nut-
zern im Internet die Suche nach vertrauenswürdi-
gen Quellen zu erleichtern. Hier setzt auch das von 
der Bundesregierung geplante Nationale Gesund-
heitsportal an, das Informationen umfassend, quali-
täts- und evidenzbasiert, transparent und werbefrei 
bereitstellen soll. 
 
Neben der strukturierten Bereitstellung verständli-
cher  und bedarfs- bzw. bedürfnisgerechter Inhalte 
ist der nachgelagerten Verarbeitung von Informa-
tion mehr Beachtung zu schenken: Gesundheitsrele-
vante Informationen dienen nicht nur der reinen 
Wissenserweiterung, sondern sollen im Ergebnis 
Entscheidungen unterstützen, informierte Einwilli-
gungen in Untersuchungen und Behandlungen er-
möglichen oder auch Veränderungen des Gesund-
heitsverhaltens anregen. Informationen sind des-
halb so zu vermitteln, dass sie auch wirklich Hand-
lungs- oder Entscheidungsrelevanz entfalten können 
und konkrete Handlungsoptionen enthalten oder 
Entscheidungsprozesse wirksam unterstützen. 
 
Darüber hinaus ist zu beachten, dass schriftliche In-
formationen oft ergänzenden Charakter haben und 
dazu dienen, die Verarbeitung mündlicher Infor-
mation und Kommunikation zu unterstützen. Im 
Interesse der Wirksamkeit erscheint ein solches 
mehrdimensionales Vorgehen sinnvoll. Das gilt be-
sonders für Menschen mit geringer Gesundheits-
kompetenz, denn sie sind – etwa bei medizinischen 
oder juristischen Themen – durch die Fremdheit 
und Komplexität der Materie vor große Herausfor-
derungen gestellt. 
 
Zu berücksichtigen ist ebenfalls, dass gerade Men-
schen mit chronischen Erkrankungen im Krank-
heitsverlauf einen komplexen und oft langwierigen 
Lernprozess durchlaufen, in dem punktuelle Infor-
mation nur bedingt Wirksamkeit entfalten kann.  
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Informations- und Wissensvermittlung sollte des-
halb in ein systematisches, fortlaufendes Informati-
onsmanagement eingebettet werden, das Verlaufs-
gesichtspunkten Beachtung schenkt und über Orga-
nisations- und Sektorengrenzen hinweg reicht. Ziel 
muss es dabei sein, die richtige Information zum 
richtigen Zeitpunkt zu vermitteln und dabei konse-
quent den Fragen und Informationspräferenzen der 
Nutzer zu folgen8. 

 
4. Kommunikation als integralen Bestandteil 
professionellen Handelns anerkennen und 
Gesundheitsberufe qualifizieren 
 
Im Gesundheitssystem werden jeden Tag unzählige 
Gespräche zwischen Patienten und Ärzten, Zahn-
ärzten, Pflegenden, Sozialarbeitern, Physiothera-
peuten und anderen Gesundheitsberufen geführt. 
Allein die Zahl der jährlichen Arzt-Patientenkon-
takte im ambulanten Sektor wird von der Bundes-
ärztekammer auf rund eine Milliarde beziffert. So 
bildet das persönliche Gespräch im Gesundheitswe-
sen nach wie vor die dominierende Kommunikati-
onsform, die sich passgenau auf die individuellen 
Informationsbedürfnisse zuschneiden lässt und auch 
von Patienten und Nutzern in den meisten Fällen 
präferiert wird.  
 
Die Wirksamkeit persönlicher Gespräche und Be-
gegnungen wird entscheidend durch die Kommuni-
kations- und Informationsvermittlungskompetenz 
der Gesundheitsprofessionen bestimmt. Eine umfas-
sende, theoretisch und methodisch fundierte Quali-
fizierung der Gesundheitsberufe in diesem Bereich 
stellt deshalb eine essentielle Voraussetzung für die 
Förderung der Gesundheitskompetenz dar. Sie 
muss gleichwertig mit naturwissenschaftlichen In-
halten und als obligatorischer Bestandteil der 
grundständigen Ausbildungs- und Studiengänge im 
Gesundheitswesen verankert werden. 
 
Darüber hinaus sollten auch in der Fort- und Wei-
terbildung Qualifikationsangebote zur Kommuni-
kations- und Informationskompetenz sowie zur För-
derung der Gesundheitskompetenz verankert wer-

                                                
 
8 Schaeffer D, Schmidt-Kaehler S, Dierks ML, Ewers M, Vogt 
D: Strategiepapier #2 zu den Empfehlungen des Nationalen Ak-
tionsplans. Gesundheitskompetenz in die Versorgung von Men-
schen mit chronischer Erkrankung integrieren. Berlin: Nationa-
ler Aktionsplan Gesundheitskompetenz 2019. 
 

den - dies mit dem Ziel der Vertiefung und Spezia-
lisierung. Nicht zu vergessen ist in diesem Zusam-
menhang auch die Qualifizierung und Nachqualifi-
zierung der Lehrenden im Gesundheitswesen, die 
die Qualität und Wirksamkeit der Aus-, Fort- und 
Weiterbildung in diesem Feld maßgeblich prägt. 
  
Um Gesundheitsberufe angemessen auf die Kom-
munikation mit Patienten sowie die Förderung von 
Gesundheitskompetenz vorzubereiten, sollten die 
Inhalte von Qualifikationsmaßnahmen deutlich 
über bloße Gesprächsführungstechniken hinaus ge-
hen. So ist es erforderlich, Ärzte, Therapeuten, 
Pflegekräfte und die übrigen Gesundheitsberufe zu-
nächst einmal für den Umgang mit niedriger Ge-
sundheitskompetenz zu sensibilisieren. Ferner müs-
sen sie befähigt werden, die Gesundheitskompetenz 
ihres Gegenübers einzuschätzen und gezielt zu för-
dern - z. B. Information so zuzuschneiden und zu 
vermitteln, dass sie auch aufgenommen, verarbeitet 
und genutzt werden kann. 
 
Dazu werden Grundlagen und Strategien der Kom-
munikation und Information, der Didaktik, der psy-
chosozialen Unterstützung und Beratung sowie 
nicht zuletzt auch zum Umgang mit (kultureller) 
Diversität benötigt. Ebenfalls erwähnt sei die Kom-
petenz zum Umgang mit Interessenkonflikten sowie 
die Vermittlung einer partizipativen Grundhaltung 
als Teil der professionellen Identität. 
 
Zur Verankerung des Themas Gesundheitskompe-
tenz in der Aus-, Fort- und Weiterbildung bedarf es 
an vielen Stellen noch der Definition von operatio-
nalisierbaren Lernzielen und Lehrinhalten sowie 
der Entwicklung praxisnaher Unterrichtsformen 
und geeigneter Prüfungsformate. Im Interesse einer 
teambasierten, multiprofessionellen und sektoren-
unabhängige Kommunikation sollte die hierfür er-
forderliche curriculare Entwicklungsarbeit koopera-
tiv erfolgen und die Zusammenarbeit der unter-
schiedlichen Professionen bereits in der beruflichen 
Sozialisation angelegt werden. 
 
Alle Bemühungen zur Förderung der kommunikati-
ven Kompetenz der Gesundheitsberufe werden we-
nig Früchte tragen, wenn sie nicht flankierend in 
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Veränderungen auf der System- und Organisations-
ebene eingebettet werden. Hierzu zählt beispiels-
weise die Schaffung zeitlicher und räumlicher Rah-
menbedingungen oder die Bereitstellung geeigneter 
Patienteninformations- und Bildungsmaterialien in 
Klinik- und Praxissystemen. Besonders erwähnt sei 
auch die Überwindung von Sprachbarrieren, die im 
Alltag ein nach wie vor ungelöstes und schwerwie-
gendes Problem darstellen. Über die gesetzliche 
Verankerung eines Anspruchs auf qualifizierte Dol-
metscherleistungen muss diese Hürde für Migran-
ten, Zugewanderte und Flüchtlinge schnell beseitigt 
werden. 

 
5. Partizipative Entscheidungsfindung zum 
Standard erklären 
 
Die Intensivierung der Partizipation von Patienten 
im Gesundheitssystem ebnet den Weg für einen 
selbstbestimmten und kompetenten Umgang mit 
Gesundheitsproblemen und ist Voraussetzung für 
eine nutzerfreundliche und gesundheitskompetente 
Versorgung. Nichtsdestotrotz ist Partizipation 
manchmal unbequem, weil sie Veränderungen her-
kömmlicher Routinen und auch Zeit erfordert.  
 
Auf individueller Ebene kann Partizipation unter 
anderem durch partnerschaftliche Entscheidungs-
findung sowie durch informierte und selbstbe-
stimmte Einwilligung in Untersuchungen und Be-
handlungen verwirklicht werden. Ziel ist es dabei, 
alle Behandlungs- und Versorgungsentscheidungen 
in gemeinsam verantworteter Übereinkunft mit den 
Patienten zu treffen. Aus Patientensicht ist es aller-
dings oft nicht leicht, sich informiert und selbstbe-
wusst in die Interaktion mit den Gesundheitsprofes-
sionen einzubringen. Das gilt besonders für Men-
schen mit geringer Gesundheitskompetenz sowie 
für besonders vulnerable Gruppen – insbesondere 
Menschen mit chronischer Erkrankung, Behinde-
rung, mit kognitiven Einschränkungen, Menschen 
mit Migrationshintergrund oder im hohen Lebens-
alter. Sie benötigen häufig besondere Unterstüt-
zung, um sich entsprechend einbringen zu können 
und sollten zur Verbesserung der Chancengleich-
heit besondere Aufmerksamkeit erhalten. 
 

Verbesserung von Partizipation bedeutet auch, die 
Selbsthilfeorientierung im Gesundheitssystem zu 
stärken, ihre Angebote bekannter zu machen und 
die Zusammenarbeit mit der Selbsthilfe im Gesund-
heitssystem zu intensivieren. Dies setzt eine selbst-
hilfefreundliche Ausrichtung der Organisationen im 
Gesundheitssystem voraus, ebenso die Anerken-
nung der Selbsthilfe als selbstverständlichen Be-
standteil der Patientenversorgung. 
 
Darüber hinaus spielt die kollektive Patientenvertre-
tung eine essentielle Rolle für die Realisierung eines 
nutzerfreundlichen und gesundheitskompetenten 
Gesundheitssystems. Patienteninteressen werden 
bereits heute in den Gremien der Selbstverwaltung 
eingebracht. Um Patienteninteressen in der Selbst-
verwaltung noch mehr Gewicht zu verleihen, soll-
ten Wege gesucht werden, wie die Patientenbeteili-
gung und auch die Betroffenenbeteiligung in der 
Pflege im Rahmen bestehender Strukturen und ggf. 
darüber hinaus weiter ausgebaut werden kann. 
 
Die bisherigen Ausführungen und Empfehlungen 
verdeutlichen, dass sich ein Transfer hin zu einem 
nutzerfreundlicheren und gesundheitskompetenten 
Gesundheitssystem nicht ohne entsprechende struk-
turelle Rahmenbedingungen, finanzielle Ressour-
cen und Handlungsspielräume verwirklichen lässt. 
Eine gemeinsame Organisation der nach § 140f 
SGB V maßgeblichen Patienten- und Selbsthilfeor-
ganisationen könnte Patienten und Nutzern auf al-
len Ebenen im Gesundheitssystem mehr Gehör ver-
schaffen und so die Entwicklung zu einem gesund-
heitskompetenten und nutzerfreundlichen Gesund-
heitssystem unterstützen. 
 
Eine Institutionalisierung, etwa in Form einer zivil-
gesellschaftlich verankerten, nationalen Patienten-
stiftung, könnte hier eine Unterstützungsfunktion 
für die Patientenbeteiligung und -vertretung auf 
Bundes- wie auf Landesebene übernehmen und 
würde auch die Möglichkeit eröffnen, Angebote wie 
ein nationales Gesundheitsportal oder die unabhän-
gige Patientenberatung gemäß § 65b SGB V nach-
haltig und unabhängig zu verankern. 
 
 
 
 
 

 




